Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1647 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP 

— Drucksache 1552 — 

betr. Trockenheitsschäden 


A. Bericht des Abgeordneten Bauknecht 


Der vorliegende Antrag wurde in der 95. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 20. Januar 1960 an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend und an den Haushaltsausschuß 
mitberatend überwiesen. 

In dieser Sitzung wurde vom Bundestag die Nr. 1 
des Antrags Drucksache 1552 angenomm.en, d, h. es 
wurde der Beschluß des Bundestages vom 11. De- 
zember 1959 zum Schriftlichen Bericht des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
über den Antrag der Abgeordneten Struve, 
Dr. Pflaumbaum, Wehking und Genossen betr. 
Trockenheitsschäden — Drucksachen 1204, 1479 — 
aufgehoben. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat nun am 21. Januar 1960 den Antrag 
Drucksache 1552 beraten und seinen Beschluß ge- 
mäß Antrag vom 9. Dezember 1959 im Schriftlichen 
Bericht — Drucksache 1479 — bestätigt. Der Aus- 
schuß stimmte also der Nr. 2 der Drucksache 1552 
in unveränderter Fassung zu. 

Der mitbeteiligte Haushaltsausschuß hat nun in 
seiner Sitzung am 10. Februar 1960 den Antrag 
Drucksache 1552 beraten und einmütig die Auffas- 
sung vertreten, daß Zuschüsse des Bundes nur sub- 
sidiären Charakter haben könnten. Erst, wenn Län- 
der und Gemeinden nicht mehr in der Lage sind, 
die Mittel für die Behebung von Witterungsschäden 
und dergleichen aufzubringen, wird der Bund hel- 
fend eingreifen. 

In diesem Zusammenhang erinnerte der Haus- 
haltsausschuß an den Beschluß des Deutschen Bun- 
destages zur Drucksache 2965 der 2. Wahlperiode 
vom 1. Februar 1957, nach der die Gewährung einer 


Bundeshilfe nur subsidiär im Falle einer Existenz- 
gefährdung und auch nur dann in Frage kommen 
kann, wenn das zuständige Land sich nicht mehr 
selbst helfen kann und eine Versicherungsfähigkeit 
: im Schadensersatzfalle nicht vorliegt. 

Der Haushaltsausschuß hat daher einmütig fest- 
I gestellt, daß die Nr. 1 des Absatzes 2 der Drucksache 
1552 entsprechend ergänzt werden und folgenden 
Worlaut erhalten muß: 

„2. die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Durchführung der Schadensregelung zur 
Milderung der Trockenheitsschäden nach 
bundeseinheitlichen Richtlinien vorzuneh- 
men und alle betroffenen Länder nach Maß- 
gabe des Grundsatzbeschlusses vom 1. Fe- 
bruar 1957 — Drucksache 2965 der 2. Wahl- 
periode — einzubeziehen,". 

! Im übrigen hat der Haushaltsausschuß gegen den 
I Antrag Drucksache 1552 keine Bedenken erhoben. 

! In einer nochmaligen Beratung im Ausschuß für 
i Ernährung, Landwirtschaft und Forsten am 18. Fe- 
I bruar 1960 stand der vorstehende Beschluß des 
Haushaitsausschusses zur Aussprache. Dabei wurde 
besonders die Frage diskutiert, ob das auch von der 
Trockenheit betroffene Land Nordrhein-Westfalen 
bei der Fassung des Haushaltsausschusses Berück- 
sichtigung finden würde. Hierzu verwies der Ver- 
treter des Bundesministeriums der Finanzen auf den 
I eingehenden Bericht seines Hauses vom 8. Dezem- 
! ber 1959 an den Haushaltsausschuß, in dem es unter 
anderem heißt: 

„Es kann zweifelhaft sein, ob das Ausmaß der 
; Dürreschäden 1959 als übergebietlicher Notstand im 
Sinne dieses Bundestagsbeschlusses anzusehen ist. 
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Dennoch glaubt die Bundesregierung, den Ländern j 
einen Zuschuß zu ihren eigenen Hilfsmaßnahmen ■ 
geben zu sollen, deren Finanzlage durch die eigenen ; 
Anstrengungen wesentlich beengt werden könnte. 
Die Hilfsmaßnahmen würden nach den Vorschät- J 
Zungen der Länder im Lande Niedersachsen etwa 
0,4 V. H. und im Lande Schleswig-Holstein etwa 
0,2 V. H. des Hauhaltssolls ausmachen. Die struk- 
turelle Finanzschwäche und die angespannte Haus- ^ 
haltslage dieser beiden Länder ist bekannt. Bei den i 
übrigen Landern, insbesondere beim Land Nord- | 
rhein-Westfalen, kann ohne weiteres unterstellt ^ 
werden, daß sie die erforderlichen Mittel für Hilfs- ^ 
maßnahmen in den engeren Schadensgebieten aus 
Eigenem leisten können. 


Unter diesen Umständen schlägt der Bundesmini- 
ster der Finanzen vor, den Ländern Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein aus diesem einmaligen An- 
laß einen einmaligen Bundeszuschuß zu gewähren." 

Nachdem nun verschiedene Mitglieder des Aus- 
schusses hervorgehoben hatten, daß es bei Nicht- 
berücksichtigung von Nordrhein- Westfalen zu einem 
zweiten Finanzausgleich komme und der Beschluß 
des Bundestages vom 1. Februar 1957 kein Grund- 
satzbeschluß sei, beschloß der Ausschuß, der Nr. 2 
des Antrags aller Fraktionen — Drucksache 1552 — 
unverändert zuzustimmen. 

Die Beschlüsse der beiden Ausschüsse sind nun- 
mehr folgende: 


I. Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

11. Haushaltsausschuß 


(federführend) 

(mitheratend) 



2. Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Durchführung der Schadensregelungen zur 
Milderung der Trockenheitsschäden nach 
bundeseinheitlichen Richtlinien vorzunehmen 
und alle betroffenen Länder einzubeziehen. 


2. die beschlossenen Maßnahmen — durch die 
Beschlüsse des Haushaltsausschusses wurden 
4 200 000 DM zur Verfügung gestellt — so- 
fort anlaufen zu lassen und dem mit weitem 
Abstand am meisten geschädigten Land Nie- 
dersachsen einen entsprechenden Betrag vor- 
weg anzuweisen. 


2. Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Durchführung der Schadensregelung zur 
Milderung der Trockenheitsschäden nach 
bundeseinheitlichen Richtlinien vorzunehmen 
und alle betroffenen Länder nach Maßgabe 
des Grundsatzbeschlusses vom 1. Februar 
1957 — Drucksache 2965 der 2. Wahlperiode 
— einzubeziehen. 

2. unverändert 


Namens des federführenden Ernährungsausschus- 
ses bitte ich, dem Antrag dieses Ausschusses Ihre 
Zustimmung zu geben. 

Bonn, den 24. Februar 1960 

Bauknedit 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

Nummer 2 des Antrags — Drucksache 1552 — 
unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 24. Februar 1960 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


2 


Bauknecht 

Vorsitzender und Berichterstatter 



